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Stadt Bergisch Gladbach
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51439 Bergisch Gladbach
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13. Oktober 2012

Bürgerantrag gem. $ 24 GO NRW

Kastrations-, Kennzeichnungs- Registrierungspflicht für

Freigängerkatzen (freilaufende Katzen die einen Besitzer haben)

Sehr geehrte Damen und Herren,

‘ _ wirregen an,

1. eine Verordnung zur Einführung einer Kastrations-, Kennzeichnungs- und

Registrierungspflicht für Freigängerkatzen in der Stadt Bergisch Gladbach
einzuführen.

(Vorlage in Anlage A1)

2. der Verwaltung wird aufgetragen in Kooperation mit Tierschutzinitiativen ein

Konzept zur Vermeidung sozialer Härten, die sich aus der Einführung der

Verordnung aus Ziffer 1 ergeben, zu entwickeln.

I. Sachdarstellung |

Einleitend wird darauf hingewiesen, dass von einer Regelung nur die Katzen

betroffen sind, die in Haushalten leben und sog. Freigang haben. Die sog.

verwilderten Katzen können mit einer Regelung nicht erfasst werden, da es in diesen

Fällen keinen Verantwortlichen gibt, der zur Durchsetzung einer Kastrationspflicht
herangezogen werden kann. Um diese Tiere kümmern sich in der Regel seit Jahren

die im Rheinisch Bergischen Kreis ansässigen Tier- bzw. Katzenschutzvereine.
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Wenn im Folgenden von Kastration oder Kastrationspflicht gesprochen wird, umfasst
das neben der eigentlichen Kastrationspflicht auch die Kennzeichnungs- und

Registrierungspflicht.

Rechtlicher Anknüpfungspunkt hierfür ist zunächst, dass das Leiden und Sterben von

Tieren dann die öffentliche Ordnung stört, wenn ein Mensch durch sein vorheriges
Handeln das Leiden herbeiführt bzw. hierfür die ursächliche Gefahrenlage schafft.

Die rechtliche Zulässigkeit der Einführung einer Kastrationspflicht wird

unterschiedlich beurteilt. Aufgrund der unklaren Rechtslage wurde vom Kreis Herford

ein Gutachten zur Rechtslage von der DJGT — Deutsche Juristische Gesellschaft für

Tierschutzrecht e.V. eingeholt (Gutachten in Anlage A2). Mit Rechtsgutachten aus

Februar 2011 hat die DJGT die gestellten Fragen rechtsgutachtlich beantwortet. Das

Rechtsgutachten kommt im Wesentlichen zu folgenden Ergebnissen:

1. Rechtsgrundlage für eine Regelung kann nicht das Tierschutzgesetz sein.
Eine Regelung kann unter Beachtung der Vorschriften des allgemeinen
Ordnungsrechts (Ordnungsbehördengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen
- OBG NRW) erlassen werden.

2. Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Regelung ist eine Gefahr für
ein Schutzgut der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung.

3. Bei Vorliegen auch der übrigen Voraussetzungen kann die Stadt Bergisch
Gladbach eine Regelung erlassen.

4. Für den Vollzug einer Regelung ist die Ordnungsbehörde zuständig.

Das Gutachten der DJGT stellt auf das sog. Katzenleid ab, das als Schutzgut der

öffentlichen Ordnung vom OBG NRW erfasst ist.

Nach einer aktuellen Stellungnahme des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW vom 02.05.2011 kann eine zu

große Population wild lebender, unkastrierter Katzen im Einzelfall aber auch eine
Gefahr für die Gesundheit des Menschen darstellen. Die Ausscheidungen dieser

Katzen können mit Erregern verschiedener Krankheiten infiziert sein, die über die an
öffentlichen Plätzen und in privaten Gärten hinterlassenen Ausscheidungen auf den
Menschen aber auch auf freilaufende Hauskatzen übertragen und damit in die

Haushalte transportiert werden können. Besondere Gefahren können dabei für
schwangere Frauen entstehen.

Auch wird eine erhöhte Katzenpopulation vom Naturschutzbund Deutschland e.V.
(NABU) für die Reduzierung des Bestandes bestimmter Singvogelarten
verantwortlich gemacht. Vom Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz NRW wird in der o.a. Stellungnahme ebenfalls darauf

hingewiesen, dass das Jagdverhalten wildlebender Katzen zu einer Dezimierung frei
lebender, teilweise bestandsbedrohter Tierarten führen könne. Hier wird im Hinblick
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auf die bei verwilderten Katzenpopulationen regelmäßig anzutreffende Infizierung mit

Krankheitserregern abgestellt. Dabei ist davon auszugehen, dass gerade bei
wachsenden Populationen und Mangelernährung ein ständig zunehmender Druck
erwächst, sich menschennahen Plätzen wie Schulhöfen und Parkgeländen zu
nähern.

Ein fehlendes Kastrationsgebot für Freigängerkatzen führt zu einer

ungeregelten Vermehrung des frei lebenden Katzenbestandes. Hieraus resultieren
im Rahmen der Verwilderung Krankheitsbefall, Unterernährung oder die

Notwendigkeit, im Sinne des Tierschutzes vorzugehen bei einer ungewollten
Ansiedlung von frei lebenden Katzen auf Privatgeländen. Dies ist ausweislich der
Stellungnahme der regionalen Tierschutzvereine auch im Stadtgebiet in
zunehmendem Maße der Fall, wie die Erfahrungswerte aus der Versorgung im

Tierheimbetrieb und der Vereine zur Betreuung der frei lebenden Katzen belegen.
Die Tierheime und Katzenschutzvereine mussten in den letzten Jahren bereits

wiederholt wegen erheblicher Infektionsrisiken durch aufgenommene kranke Katzen
und den hieraus resultierenden Folgebelastungen sowie Überschreitung der
Kapazitätsgrenzen Aufnahmestopps verhängen.

Unter Berücksichtigung aller zur Verfügung stehenden Informationen ist die
Einführung einer Kastrationspflicht für Freigänger-Katzen sowohl aus
tierschutzrechtlicher Sicht als auch aufgrund der für die Menschen entstehenden

gesundheitlichen Gefährdungen erforderlich.

Die Einführung einer Kastrationspflicht für Freigänger-Katzen ist ein geeignetes
Mittel, um den weiteren Anstieg der Katzenpopulation langfristig einzudämmen und
damit den o.a. Gefahren zu begegnen. Um den dargestellten Gefahren effektiv
entgegenzuwirken, wird die Kastrationspflicht nicht auf Kater beschränkt.

Mildere Maßnahmen, wie besonders propagierte haben in der Vergangenheit nicht
den erwünschten und erforderlichen Erfolg gebracht,

Einer Beschlussfassung steht aus Sicht der Antragsteller auch nicht die
Kontrollfähigkeit der Verordnung entgegen. Die Verordnung hätte insoweit bereits
praktische Bedeutung hinsichtlich ihrer Appellfunktion an die Normadressaten. Sie
würde zudem die Rechtsgrundlage für ein durch Tierschutzvereine initiiertes
Vorgehen im Fall von eklatanten Verstößen schaffen und somit eine Handhabe
gegen verantwortungslose Katzenhalterinnen und Katzenhalter schaffen.

Die Tierschutzvereine und -Organisationen weisen seit Jahren auf eine deutliche

Zunahme der Katzenpopulation hin. Da es keine Meldepflicht für Katzen gibt, muss
auf allgemeine Schätzungen zurückgegriffen werden. Laut dem Industrieverband
Heimtiere leben in Deutschland rd. 8,2 Mio, Katzen in Haushalten. D.h. auf
10 Einwohner kommt im Bundesschnitt eine Katze. Für die Stadt Bergisch Gladbach

mit rund 110.000 Einwohnern würde das einen Katzenbestand in Haushalten von rd.
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11.000 Tieren bedeuten. Der Industrieverband Heimtiere verzeichnet einen jährlich

steigenden Umsatz um ca. 0,8-1% im Katzensektor. Es ist allerdings zu
berücksichtigen, dass es sich bei den o.a. Zahlen um Durchschnittswerte handelt.

Die Kastrationspflicht ist auch angemessen, da sie sich auf Katzen beschränkt, die
sich aufgrund des Freiganges unkontrolliert vermehren können. Tierhalterinnen und
Tierhalter, die ihre Katzen in der Wohnung halten, sind von der

Kastrationspflicht nicht betroffen. Die Ausnahmeregelung des & 2 ist auch nicht auf
die Züchter von Rassekatzen beschränkt und ermöglicht eine sachgerechte

Entscheidung über Ausnahmen im Einzelfall.

Die Registrierung der kastrierten und gekennzeichneten Katzen soll in dafür
geeigneten Datenbanken erfolgen. Eine solche kostenlose Registrierung ist z.B.
beim Deutschen Haustierregister e.V. des Deutschen Tierschutzbundes oder im
Haustierregister des TASSO e.V. möglich. Registrierte Katzen entlasten durch eine
zügige Rückvermittlung an den Besitzer den Haushalt der Stadt und die
Kapazitätsgrenzen der Tierheime.



li. Begründung

Eine Kastrationspflicht für Freigänger-Katzen einzuführen, wird von Seiten des

hiesigen Tierschutzes, dem Tierschutzverein des Rheinisch Bergischer Kreises e.V.

(Anlage A3), dem Bergische Tierfreunde e.V. (Anlage A4) und auch von Menschen

für Tiere - Tiere für Menschen e.V. (Anlage A5) unterstützt.

Es liegen aus der Sicht der Antragsteller und Tierschutzvereine auch für die Stadt

Bergisch Gladbach ausreichend Erkenntnisse vor, weiche die Annahme einer
abstrakten Gefahr für die öffentliche Ordnung begründen. Der Erlass einer

entsprechenden ordnungsbehördlichen Verordnung ist daher als geeignetes Mittel

angezeigt, um den weiteren Anstieg der Katzenpopulation langfristig einzudämmen

und damit den o.a. Gefahren zu begegnen.

Zur rechtlichen Zulässigkeit im Übrigen wird auf das beigefügte Rechtsgutachten
(Anlage 2) verwiesen. Vergleichbare Verordnungen wurden bereits erlassen in über
86 Städten, Gemeinden und Kreisen — darunter Bonn (parteiübergreifend und

einstimmig), Kürten, Paderborn, Leverkusen, Bremen, Siegen, Hürth und Bergheim.
Der beigefügte Verordnungsentwurf entspricht insoweit dem Regelungsstand der
Kreises Herford welchen auch unsere Nachbargemeinde Kürten präferiert.

Die Kosten der Kastration werden der Tierhalterin bzw. dem Tierhalter als Störer im

ordnungsbehördlichen Sinne auferlegt. Im Hinblick hierauf soll in Zusammenarbeit

mit den örtlichen Vereinen die Möglichkeit verbilligter bzw. kostenfreier Kastrationen

zur Vermeidung unbilliger und unsozialer Härten erörtert und verwaltungsseitig ein

entsprechendes Konzept aufgestellt werden. An die Aktion des Vereines Tierschutz

Rheinisch Bergischer Kreis e.V. Kürten und anderer örtlicher Initiativen sollte ggf. mit
städtischer Unterstützung angeknüpft werden.
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Tierschutzverom des Rheinisch-Bergischen Kreises &.V. |
Zum Tierhekn1 >» 31818 Kürten . x

man. terschulz-rhein-berg.de

| Postanschrift: |
. . Zum Tierheim ?

51518 Kürten

” Tea an-Nummerm:

\ \ Beseräfisieiie ı 02268/801291
Yarbeitmı 02288/6292

(nur zu gen Öffnungszeiten)
Notfälle ; 0172/5949737 .

Kürten, den 08.10.2012

Kastrationspfich" ir Freaigängerkatzen on

Sehr geshrier Herr -

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 10.08.2012 und siimmen mit Ihnen überein,
. dass die Kastrationspflicht von Katzen unumgänglich Ist,

Daher möchten. wir Ihnen für Ihten Antrag unsere Unterstützung Zusagen,

Für die Gemeinde Kürten wurde 2011 die Kastrelionspficht (&. Yeljeligte Verordnung über
die Kastrations- ung Kennzeichnungspflicht von Katzen auf dem, sbiet der Gemeinde
Kürten), nunmehr fordert auch das Tierheim Wipperfürh eine Kastrationspflicht für frei-
lebende Katzen, da sich die Katzen immer mehr unkontrolliert vermehren.

Auf den nachfolgenden Selten, finden Sie unseren Standpunkt zu diesen Erläuterungen,
dass eine Kastrationspflient unumgänglich ist.

Mit freundlichen Arien

Kartegurd, pe Zn Fe% f oo: .
H. Ruge ‘

-Geschäftsführerit- ©

a Baniearmı onnges
mn Postbank Köln (SL2 370 109 80) Konto-Nr. 3401 63-509
BR Kreisiurkemse Köln (3.2 370 80: 98) Kanio-Nr. 305 DOG 446
Be . Palrather Rsitteisen Banlı eG {BLZ 370 628 00) Konto-Nr. 2804 4inr ir -

Als geraeinnützig und besonders förderungswürdig anerkannt. Spenden und Beiträge eind stewarlich absetzbar.
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im Durchschnitt kann jede nicht kastrierte Katze zweimal im

Jahr iewelis mindestens 5 Junge bekommen, von denen etwa 3

Welpen, obwohl sie von Hunger, Krankheit und Straßenverkehr
bedroht sind, Überleben.

Das heißt, dass aus einem "Fehitriit” in 6 Jahren über 73.000

Tiere entstehen können, die wiederum für weiteren Nachwuchs

sorgen.

Die Kastrationsgebühren betragen bei der Katze ca. 120,00

Euro, bei einem Katar ca. 80,00 Euro pro Tier.

Wenn man diese Kosten Aochrechnet, würden sich

unglaubliche Summen ergeben.

Die Folgan unkontrolilerter Vermehrung erlebenwir Tag für Tag.
Auch uas Uberrolit mehriach ir: Jahr eine Fiulvon

Katzennachwuche, Ger tellweiss, voll von Parasiten und durch

Krankheit gezeichnet, unler Aufbringung hoher Äosten und

Pfiege von uns yersurgtwird.

Die Stadt Paderbom istsall 2UU8 erigigreicher Vorreiter mit
Inram "Fausmmumst incusn”.

Sie Vergranung verpiichtei Rawzerhalter Ihren Freigänger auf

eigens \uslan jaungersent durch eihan Vlerärzt kastrieren und

mitieis vnip oder (äruwieiung kennzeichnen zu lassen.
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Große Städte, wie Berlin, München und Leverkusen zogen

mittlerweile nach, Goch solange es keine bundesweite

Regelung für eine Kastrationspflicht gibt, wie z.B. in Österreich,& >

danken wir leder Stadt, die sich zu diesem Schritt entschließt3

und somit das Elend der Katzen verhindert.

Katzen sind mitrund 8,2 Millionen *(Quelle: Industrieverband

Heimllerdedarf (IN) e.V. Pressemittellungvom 28.05.2009)

die belleiiiesten Hausliere in deutschen Haushalten. Ein großer

Tell dieser Katzen geniefit sin Leben mit Freigang, was auch

arigerechtist, aber genau hier sEi das Problem, welchem wir
uns stellen müssen!

ierschuizwergin
Rheinisch Bersischer Kreis st.

Vel.. 622 08 16238
Geschäftsstelle

VB

Fax: 02268 /80:12 92
Zum Yierkeite {
51515 Kürten
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\ Bergische Tieriisunde a Y.. Soholfistsmikie 3, 31915 Kürten .
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Kürten, den 31.5.2012

Sehr geelitar Flere

unser Tierschutzverein begrüßt Ihren Bürgerantrag gem. 8 24 GO NRW zur
Einführung der Kastrations-, Kennzeichnungs- Registrierungspflicht für
Freigängerkatzen (freiloufende Katzen die einen Besitzer haben) in

Bergisch Gladbach. '

Wir sind froh, dass wir dies im Oktober ZOLL in Ihrer Nachbargemeinde
Kürten bereits durchsetzen konnten und wünschen Ihnen hierbei viel

erfolg!

Mit freunnlichen Grüßen,

Karin AUl: 2

1, Vorsitzence

Anschrift: Kotaltt: Bankverbindung:
Bergische Tiartreunde e.V. Tel: 0228-90 7440 Kreissparkasse Köln

Geschäftsstelle Fax: 02268 -2090921 BLZ: 370 502 99
Schuttheismültle 5 E-Mail: info@Bergische-Tierfreunde.de Kio.: 320 550 298
61515 Kürten internet; www.Bergische-Tierfreunde.de

a



N Tierschutzverein
Be a Menschen für Tiere - Tiere für Menschen eV.
1| Tierschutzbüre St. Anne-Str. 18 - 51147 Köln
a / Postanschrift St. Ägidius-Str. 45 - 81147 Köln

Tel. 022031294808 Fax, 02203/921800 vera Zlsrschniizvsseiin-Koainn-potz,ds

Menschen für Tiere @&.V St.Ägidiusstr. 45 51147 Köln

21,068.2012

Kastrations- und Regisirierungspflicht für Katzen

Sehr geehrter Herr

selbsiverständlich erhälten Sie von uns die notwendige Unterstützung bei Ihrem Vorhaben,
eine generelle Kastrationspflicht für Freigängerkatzen einzuführen.
Wir sehen darin die einzig wirkungsvolle Msßnahme, der nicht endenwallenden Fiuf von
unkonirolliertem Katzennachwuüchs Herr zu werden oder sie zumindest einzudämmen,

Wir würden sogar noch einen Schritt weitergehen und dies auch für die sog. Wohnungs-
katzen fordern, sonst gibt es künftig nur noch Wohnungskatzen. Ausnahmen gelten nur für
anerkannte Katzenzuchten.

Es gibt unbegreiflicherweise Zeitgeriossen, die sehen in der Kastration von Kaizen einen
Eingriff in die Natur und sähen es lieber, wenn sich die Tiere ungehemmt verrnehren würden.
Wir sind aber nicht in Rom, wo der unkonfrollierte Katzenbestand eine Teuristenattraktion

geworden ist: Nein, die ungehernmte Katzenpspulation ist für uns ala Tierschutzverein
inittterwelle zu einen existenzeliem Problem geworden. Alert im Jahre 2911 haben wir td.
102.000 € für Tierarztkosien ausgegeben, die vornehmtcrn für die Hehanclung von Kalzen
angefallen sınd.
Und so neu ist dieses Thema aucn nicht. Lesen Sie einmal bei Thandor Storm „Won Katzen"
nach. Dort nailßt es im Schiusssatz" GO Menschliehkeit, wie soll ich dieh bewahren! Was fang
ich anı mit sechsunafünfzig Katzen! Er schlidert clort dia Fruchtbarlait einas Kafzensärchens
in einem Je.

Wir sind daher in Ansehung der löblichen Initiative der Gemeinde Hürth im vergangenen Jahr \
auch an den Leiter des Ordnungsamtes in Köln herangetreien und haben Ihrn
vorgeschlagen, hier etwas Ähnliches auf die Beine zu stellen. Leider ohne Resonanz.
Trotzdem, unser Wahlspruch zu diesem Thema lautet ‚Kastration st auch Tierschutz”.

in diesem Sinne, wünschen wi’ Ihrer Initiatves viel Erfolg ung seien Sie sich unserer
Unterstützung sicher.

Mit tierfreundlichen Grüßen

TVKaln-Punz
wie N

X 5
“ (Schriftführer,

Barmverbidung: Spendenkuno Sadisparkasse Kölrı 1008182766 BLZ 370 50198
3. Vers. iu Clermist, 22. Ägidiug- Ste S£, 81147 Kälte Tel. 02703/294808

\  Nors Margerste Tilnzen, Doro, 51145 Köln Tan. 02203724868
ass.) Hanne Wynen, Kicstervreg 14, 51749 Köln Tel. 02203/14268

Schrift‘.; Gerd Gustke. Evastr. 2), 51149 Köln, Tel.! 0220314395


